
Verurteilung der Mauer durch die westdeutsche
Regierung (18. August 1961)

Kurzbeschreibung

In einer Rede vor dem Bundestag prangert Bundeskanzler Konrad Adenauer den Bau der Mauer als
politische Bankrotterklärung der ostdeutschen Diktatur an, beschuldigt die Sowjetunion, den
Viermächtestatus Berlins zu verletzen und fordert eine Lösung der deutschen Frage durch das
„Selbstbestimmungsrecht“.

Quelle

Rede Konrad Adenauers am 18. August 1961 im Bundestag

Die Machthaber in der sowjetisch besetzten Zone Deutschlands haben seit den frühen Morgenstunden
des 13. August den Verkehr zwischen dem sowjetischen Sektor und den drei westlichen Sektoren Berlins
fast völlig zum Erliegen gebracht. Entlang der Sektorengrenze wurden Stacheldrahtverhaue errichtet;
starke Verbände der Volks- und Grenzpolizei bezogen ihre Stellungen an der Sektorengrenze, um die
Abriegelung des Verkehrs zwischen Ost- und Westberlin durchzuführen. Gleichzeitig wurden Truppen
der Nationalen Volksarmee in Ostberlin eingesetzt.

Diese Abriegelungsmaßnahmen wurden auf Grund eines Beschlusses der Zonenmachthaber vom 12.
August ergriffen. Mit ihrer Durchführung hat das Ulbricht-Regime gegenüber der gesamten Welt eine
klare und unmißverständliche politische Bankrotterklärung einer 16jährigen Gewaltherrschaft
abgegeben.

(Beifall der CDU/CSU und der FDP.)

Mit diesen Maßnahmen hat das Ulbricht-Regime eingestehen müssen, daß es nicht vom freien Willen der
in der Zone lebenden Deutschen getragen und gestützt wird. Mit diesen Maßnahmen hat das Ulbricht-
Regime bestätigt, daß die Ausübung des Selbstbestimmungsrechts durch das deutsche Volk zur
Erhaltung des Weltfriedens unaufschiebbar geworden ist!

(Beifall der CDU/CSU und der SPD.)

Diese widerrechtlichen Maßnahmen, die die Bundesregierung mit Sorge und mit Abscheu zur Kenntnis
genommen hat, stehen in flagrantem Widerspruch zu den Viermächtevereinbarungen über die
Bewegungsfreiheit innerhalb Groß-Berlins und denjenigen Viermächtevereinbarungen, die die Regelung
des Verkehrs zwischen Berlin und der Zone zum Gegenstand haben.

Mit der Abriegelung des Verkehrs zwischen Ost- und Westberlin hat das Zonenregime die bestehenden
und von der Regierung der UdSSR bis auf den heutigen Tag anerkannten Viermächtevereinbarungen
betreffend Berlin einseitig und mit brutaler Gewalt verletzt.

Die Bundesregierung stellt mit großem Bedauern fest, daß dieser Willkürakt mit Billigung der Regierung
der UdSSR als Führungsmacht des Warschauer Paktes erfolgt ist. Mit dieser Billigung hat sich die
sowjetische Regierung in Gegensatz zu ihren ständigen Beteuerungen gestellt, die Deutschland- und
Berlin-Frage auf dem Verhandlungswege zu lösen. Während der amerikanische Präsident in seiner
letzten Pressekonferenz vom 10. August erneut die Bereitschaft der Regierung der Vereinigten Staaten



 

von Amerika zum Ausdruck gebracht hat, über die Deutschland- und Berlin-Frage Verhandlungen zu
führen, reagieren die Zonenmachthaber auf diesen westlichen Friedens- und Verhandlungswillen mit
militärischen Maßnahmen. Diese Reaktion führt der gesamten Weltöffentlichkeit – mehr als Worte dies zu
tun vermögen – vor Augen, daß die gegenwärtige Krise einzig und allein durch die sowjetische
Deutschland- und Berlin-Politik ausgelöst wurde.

(Beifall der CDU/CSU und der FDP.)

[…]

Die Welt war am 13. August 1961 Zeuge des ersten Schrittes auf dem Wege zur Verwirklichung der
angekündigten Ziele. Das nach den Regeln des Völkerrechts gültige Viermächtestatut der Stadt Berlin
ist erneut gebrochen worden. Die jüngste Maßnahme ist zugleich die schwerwiegendste und brutalste.
Die von den Behörden der sowjetischen Besatzungszone auf Weisung ihrer Auftraggeber durchgeführten
Absperrungmaßnahmen innerhalb der Stadt Berlin und zwischen der Stadt und der sowjetisch besetzten
Zone sollen offensichtlich der Auftakt sein für die Abschnürung des freien Teiles der deutschen
Reichshauptstadt von der freien Welt.

[…]

Es mutet wie eine makabre Groteske an, wenn sich die Vertreter des Ulbricht-Regimes heute hinstellen
und erklären, daß die Deutschen in der Zone das Selbstbestimmungsrecht bereits ausgeübt hätten.

Der ständige Flüchtlingsstrom der vergangenen Wochen und Jahre spricht eine andere Sprache, die
Sprache der Wirklichkeit. Es ist aufschlußreich, sich in das Gedächtnis zurückzurufen, wann dieser
verstärkte Flüchtlingsstrom erneut einsetzte. Er setzte ein, als die massiven Drohungen des sowjetischen
Ministerpräsidenten, einen Friedensvertrag mit der Zone abzuschließen, den Menschen in der Zone die
Hoffnungslosigkeit ihrer Situation vor Augen führten. Für diese Menschen wurde der angekündigte
Separationsvertrag ein Alpdruck, dem sie unter allen Umständen entrinnen wollten. In ihrer seelischen
Verzweiflung sahen diese Menschen keinen anderen Ausweg als ihre Heimat in der Zone unter Aufgabe
von Hab und Gut und unter Gefährdung ihres Lebens zu verlassen, um in der Bundesrepublik ein neues
Leben in Freiheit zu beginnen und aufzubauen. Ihr freier Entschluß, ihre Heimat aufzugeben, war die
einzige Form, in der sie das ihnen verbliebene persönliche Selbstbestimmungsrecht ausüben konnten. Es
blieb ihnen nichts anderes übrig als die „Abstimmung mit den Füßen“, um diesen Ausdruck Lenins zu
gebrauchen. Mit dieser Abstimmung haben diese Menschen der Welt gezeigt, was sie wirklich wollen: Sie
wollen die Freiheit und nicht die Unfreiheit.

(Beifall der CDU/CSU.)

Die Bundesregierung hat sichere Unterlagen dafür, daß trotz einer 16jährigen Terrorherrschaft
kommunistischer Funktionäre in der Zone über 90% der dort lebenden Deutschen das Regime, welches
sie unterdrückt, ablehnen, den Sklavenstaat, den man ihnen aufgezwungen hat, verachten und nichts
sehnlicher als die Vereinigung mit den in der Freiheit lebenden Deutschen wünschen.

Die Sowjetunion, meine Damen und Herren, behauptet, immer wieder, daß der jetzt gültige Status der
Stadt Berlin eine der Ursachen für die bestehenden Spannungen sei. Es ist nicht nötig zu wiederholen,
daß diese Behauptung unrichtig ist. Wohl aber ist es angebracht,

nachdrücklich darauf hinzuweisen, daß eine Lösung des Deutschlandproblems auf der Grundlage der
Selbstbestimmung der beste, ja der einzige Weg ist, um die Spannungen und Schwierigkeiten
auszuräumen.

(Beifall der CDU/CSU.)



 

Eine solche Lösung wäre wirklich ein echter Beitrag zur Erhaltung und Sicherheit des Friedens in der
Welt.

[…]

Wir sind jedoch weit davon entfernt, in militärischen Maßnahmen eine Lösung der künstlich von der
Sowjetunion erzeugten Krise zu erblicken. Die Bundesregierung ist nicht davon überzeugt, daß der
sowjetische Ministerpräsident einen Krieg auslösen will, der auch sein Land vernichten würde. Die
Bundesregierung glaubt, daß es nach wie vor möglich ist, aus der Lage, in der die Welt sich befindet,
durch Verhandlungen einen Ausweg zu finden.

(Beifall der CDU/CSU.)

Sie ist bereit, jeden Ansatz für Verhandlungen zwischen den vier für Berlin und Deutschland als Ganzes
zuständigen Mächten zu unterstützen. Die Bundesregierung erachtet es jedoch für unerläßlich, darauf
hinzuweisen, daß das einseitige Vorgehen der Zonenmachthaber, das mit Zustimmung der Regierung der
UdSSR erfolgt ist, eine Belastung der vom Westen gezeigten Verhandlungsbereitschaft darstellt.

Die Bundesregierung wird aber die Hoffnung nicht aufgeben, daß alsbald Verhandlungen aufgenommen
werden und daß durch sie eine Lösung des Deutschlandsproblems und damit der Berlin-Frage auf der
Grundlage des Selbstbestimmungsrechts der Völker ermöglicht wird. Das Prinzip, daß den Völkern das
Recht gegeben werden muß, über ihre staatliche Ordnung selbst zu entscheiden, hat seinen Siegeszug
über die ganze Welt angetreten. Die Bundesregierung vertraut darauf, daß es auch im Herzen Europas,
wo zur Zeit immer noch 16 Millionen Deutschen dieses Recht verweigert wird, durchgesetzt werden kann.

[…]

Lassen Sie mich zum Schluß einige Sätze an die Bewohner des Ostsektors von Berlin und der Zone
richten. Ihr Leid und Ihre Sorge ist unser Leid und unsere Sorge.

(Allgemeiner starker Beifall.)

In Ihrer so besonders schweren Lage fanden Sie wenigstens in dem Gedanken Trost, daß Sie, wenn Ihre
Los nicht mehr tragbar sei, ihm durch die Flucht entgehen könnten. Es sieht jetzt so aus, als wenn Ihnen
auch dieser Trost genommen ist. Ich bitte unsere Brüder und Schwestern im Ostsektor von Berlin und in
der Zone von Herzen: Geben Sie die Hoffnung auf eine bessere Zukunft für Sie und Ihre Kinder nicht auf.

(Beifall.)

Wir sind überzeugt, daß es den Anstrengungen der freien Welt und insbesondere auch unseren
Anstrengungen doch eines Tages gelingen wird, Ihnen die Freiheit wieder zu verschaffen.

(Erneuter Beifall.)

[…]

Quelle: Rede Konrad Adenauers am 18. August 1961 im Bundestag, Deutscher Bundestag — 3.
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